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5 AZR 54/93
5 Sa 298/92 Schleswig-Holstein

Im Namen des Volkes!
Verkündet am22. September 1993 UrteilGlobes,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 22. September 1993 durch den Vor­
sitzenden Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring 
und Dr. Reinecke sowie die ehrenamtlichen Richter Werner und 
Bengs für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein 
vom 11. November 1992 - 5 Sa 298/92 - wird zu­
rückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob dem Kläger ein Anspruch 
auf Zahlung von 500,—  DM brutto zusteht, wie er unter bestimmten 
Voraussetzungen in Nr. 6 der "Richtlinien für die Beschäftigung 
der Mitarbeiter im Tarifkreis der L Aktiengesell­
schaft am Standort K " vom 19. November 1991 niedergelegt ist.

Im Jahre 1981 wurde die Rechtsvorgängerin der Beklagten, die 
H GmbH, von der S AG übernommen. Die Be­

klagte hat die H GmbH im Jahre 1991 erworben.

Während der Zeit von 1981 bis 1991, als die Rechtsvorgänge- 
rin der Beklagten zur S AG gehörte, wurden den Mitarbeitern
durch jährlichen Aushang S -Aktien zum Vorzugspreis angebo­
ren . In dem entsprechenden Aushang "S -Aktien 1983" hieß es
einleitend:

"Die Geschäftsführung hat beschlossen, den Mitar­
beitern auch in diesem Jahr Aktien der S AG
zum Vorzugspreis anzubieten.
Alle Mitarbeiter, die bis einschließlich 1. Ok­
tober 1982 eingetreten sind und am 1. Januar 1983 
in einem ungekündigten Beschäftigungs- oder Aus­
bildungsverhältnis stehen, können
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bis zu vier Stammaktien der S Aktienge­
sellschaft zum Vorzugspreis von 156,—  DM je 
Aktie ....

erwerben."

In den folgenden Jahren bis einschließlich 1990 wurden durch 
-.uc.fjp«\-.u'.>enaa Aushänge jeweils Stammaktien in unterschiedlicher 
Zahl (erne bis vier) und zu unterschiedlichen Preisen angeboten.

Nachdem die Beklagte die II GmbH übernom-
■' hr -. ce, gab sie Richtlinien für die Beschäftigung der Mitar­
beiter Im Tarifkreis der L Aktiengesellschaft am
Standort R bekannt. Diese Richtlinien waren vom Vorstand und 

Becriebsrat unterzeichnet, ln diesen Richtlinien sind sozial- 
und personalpolitische Grundsätze für die Beschäftigung der Mit- 
o t calter ab 1. Januar 1992 enthalten.

zur Frage der Vermögensbildung ist in Nr. 6 der Richtlinien
I::. ./ ,,Tut bestimmt:

1 iebliche Vermögensbiidung
-ieitsr, die von dem S -Aktienangebot

( ;90 und/oder 1991 Gebrauch gemacht haben, erhal­
te^ hierfür unter den Voraussetzungen des S

-Aktienangebotes 1992 zur Abgeltung des geld- 
‘".et Kartells einen Bruttobetrag von DM 500, —  

mit den Dezember-Bezügen 1991 ausgezahlt."

Dei Kläger, der seit 1980 bei der Beklagten bzw. deren 
■ ju - ‘.«..yangerin als Prüfer beschäftigt ist, hatte von dem Ange­

bot, ,3 -Aktien zu erwerben, im Jahre 1987 und nach seiner
> u'- >iy m c h  1988 Gebrauch gemacht. Da er 1990 und 1991 keine 

■ ' •. .1 ’tu hatte, erhielt er nicht die in den Richtlinien zur
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Abgeltung des geldwerten Vorteils versprochenen 500,—  DM. Von 
den insgesamt 1.758 Mitarbeitern der Beklagten erhielten 607 Ar­
beitnehmer die in Nr. 6 der Richtlinien vorgesehene Leistung
nicht.

Der Kläger hat geltend gemacht, aufgrund der wiederholt 
durch die Bekanntmachungen angebotenen Aktien zum Vorzugspreis 
eci ein entsprechender Anspruch der Mitarbeiter begründet worden. 
v:.€'se Verpflichtung sei auf die Beklagte gemäß § 613 a BGB über- 
gnngen, Wenn sie den entsprechenden Anspruch durch Zahlung von 

500, ■—  DM nur für diejenigen Mitarbeiter ausgleiche, die 1990 
.■ hr 159.! von dem Angebot Gebrauch gemacht hatten, verletze sie 
;l-- i Gleichbehandlungsgrundsatz. Der Erwerb der Vorzugsaktien habe 
■: •• an < -d ; ushmocn offengestanden. Diese Möglichkeit hätten je- 

. ■ cihmer der unteren Einkommens schichten nicht in dem 
• ;'oi Cxif-.i- umfange wahrnehmen können. Es sei deshalb sachlich

)' ‘ c:; , ' d fertigt, Arbeitnehmer wegen des Nichterwerbs von Ak-
.. on roi'i . V„Avsgleichszahlung auszunehmen. Soweit die Beklagte 
; .tend r", :he; die gewährten vermögenswirksamen Leistungen hätten 
d der; fv-.orb der Aktien eingesetzt werden können, so gelte für 
ihn, daß er die entsprechenden Leistungen für einen Bausparver­
trag verwendet habe.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilten, an ihn 500,—  DM brutto nebst 4 % Zinsen seit dem 20. März 1992 zu
zahlen.

5
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
geltend gemacht, aus den Richtlinien könne der Kläger seinen An­
spruch nicht herleiten, weil er die dort niedergelegten Voraus­
setzungen nicht erfülle. Ein Anspruch auf Erwerb der S -Ak­
tien zum Vorzugspreis sei in der Zeit zwischen 1981 und 1991 
nicht begründet worden, weil ihre Rechtsvorgängerin das Angebot 
durch entsprechenden Aushang j ährlich mit unterschiedlichen Be­
zugsbedingungen nur für das betreffende Jahr neu herausgegeben 
habe. Zur sachlichen Rechtfertigung der unterschiedlichen Behand­
lung ihrer Arbeitnehmer hat die Beklagte in den Vorinstanzen vor­
getragen, sie habe nur denj enigen Mitarbeitern eine Abgeltung des 
geldwerten Vorteils zuzubilligen brauchen, die diesen durch Ein­
satz von Eigenmitteln in der Vergangenheit auch genutzt hätten. 
Die Mitarbeiter, die von den Aktienangeboten Gebrauch gemacht und 
diejenigen, die keine Aktien erworben hatten, könnten hinsicht­
lich des geldwerten Vorteils nicht als gleichgestellt angesehen 
werden. Deshalb verstoße die Regelung Nr. 6 der Richtlinien nicht 
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Beru­
fung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht dem Klagebegehren 
entsprochen. Mit ihrer Revision erstrebt die Beklagte die Wieder­
herstellung des erstinstanzlichen Urteils.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Das Landesarbeitsgericht 
hat im Ergebnis zu Recht erkannt, daß dem Kläger der geltend ge­
machte Anspruch zusteht.
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I, Das Landesarbeitsgericht ist davon ausgegangen» die von der
■ <u;htsver-KTf-rln der Beklagten über Jahre hinweg eingeräumte
Möglichkeit» S --Aktien zu einem Vorzugspreis zu erwerben,
habe zu einem entsprechenden vertraglichen Anspruch aus betrieb- 
i Lehar Clou'-ig geführt. Dieser richte sich gemäß § 613 a BGB mit 
«•er Übernahme der H GmbH durch die Beklagte
geoen diese. Dieser Anspruch sei jedoch wirksam durch die in der
•« • i •■'«••a'V • • vom 19. November 1991 zu Nr. 6 getroffene
' . a ■ . '*jo• ■ - worden. Gegen diese Regelung bestünden keine

' . t. di.- Geschäftsgrundlage für das Angebot auf Erwerb
von S .füc: entfallen gewesen sei. Mit dem Übergang der

H GmbH auf die Beklagte habe keine Möglichkeit 
ivf-h,..- i.h ».• - ..noebot zum Aktienerwerb bestanden» weil die Firma 
1 ■ • . vdo Aktien nicht mehr zur Verfügung stellte.

: - * n ub c f.a31 des Bezugsrechts habe die Beklagte in der 
Datriebsvereinbarung den streitigen Ausgleichsbetrag von 
3 00, —  i den in der Betriebsvereinbarung genannten Voraus-
. . l. r, i r‘f\e Bestimmung und der mit ihr verfolgte

• (..• . ■■ ‘ r. »edoch gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz.
■ '■ <>j.b stehe dem Kläger die Zahlung der 500»—  DM zu.

II. 1. Die Annahme des Landesarbeitsgerichts, aufgrund der wieder-
• -1 ten Zusagen der Rechtsvorgängerin der Beklagten» S -Akti­
en zum Vorzugspreis erwerben zu können, sei durch betriebliche 
O.oung ein entsprechender Anspruch entstanden, begegnet durchgrei-
■■■ den Bedenken. Das Landesarbeitsgericht hat bei der Auslegung 

der entsprechenden Angebote nicht alle Umstände berücksichtigt»
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die für die Frage erheblich waren, wie die Arbeitnehmer der 
Rechtsvorgängerin der Beklagten den Inhalt der Zusagen verstehen 
konnten und mußten. Die Möglichkeit, S -Aktien zum Vorzugs­
preis erwerben zu können, wurde erst eingeführt, nachdem die S

AG die H GmbH als Tochterunternehmen er­
worben hatte. Hieraus und aus dem Umstand, daß S -Aktien zum
Vorzugspreis für die dem S konzern zugehörigen Belegschafts­
mitglieder zur Verfügung gestellt wurden, war auch für die Ar­
beitnehmer der Rechtsvorgängerin der-Beklagten ersichtlich, daß 
car Angebot auf Erwerb von S -Aktien geknüpft war an die Zu­
gehörigkeit zum S konzern. Es kann dahingestellt bleiben, ob
darüberhinaus, wie die Beklagte geltend macht, durch die jährlich 
neue Beschlußfassung über das Angebot zum Erwerb von S -Ak­
tien entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts auch das wie­
derholte Angebot nicht zu einem Anspruch auf dauernden Bezug er­
starkte. Jedenfalls war der Anspruch begrenzt durch die Zugehö­
rigkeit der Rechtsvorgängerin der Beklagten als Tochterunter­
nehmen zur S AG. Mit dem Erwerb der H
GmbH durch die Beklagte entfiel deshalb der Anspruch auf Erwerb 
von Vorzugsaktien.

Den vorstehenden Erwägungen hat mittelbar auch das Landesar­
beitsgericht Rechnung getragen, indem es angenommen hat, die Zu­
gehörigkeit zum S konzern sei Geschäftsgrundlage für den An­
spruch gewesen, der deshalb wirksam durch Nr. 6 der Richtlinien 
vom 19. November 1991 habe beseitigt werden können.

2. Wenn sonach auch nicht erst durch Nr. 6 der Richtlinien vom 
19. November 1991 der Anspruch auf Erwerb von Vorzugsaktien ent-
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:Vilen.ist, sondern bereits mit dem Übergang der
r GmbH auf die Beklagte, führt dies nicht zu einem anderen Er-
' ' i-; ■. c , ob die in Nr. 6 der Richtlinien enthaltene

Abgrenzung dar Bezugsberechtigten für die Ausgleichsleistung
>e .'tcn-j unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung stand-

H.dj.. Mit der in den Richtlinien vorgesehenen Leistung sollte je-
• a .fall- >.>■ m u j v ca n.-i Rechnung getragen werden, daß ein Bezug von
, ,. . fuel die Arbeitnehmer der Beklagten nicht mehr
■ ' . ' spielt es im Ergebnis keine Rolle» aus welchem
■ ‘ 1 hi punkt die Bezugsberechtigung entfiel.

• u '• .-.fl *■ 1 nd davon ausgegangen» daß die Richtlinien
• . . ■ ; '■ >: pv eine Betriebsvereinbarung darstellen. Ob
ö'aaa . -:Pohn hlns.icht.lich aller Regelungen einer rechtlichen
Ü> -a a .• i v  ; im Hinblick auf die Befugnisse des Betriebsrats

■ • '• Vf ~ g K.t'Cri dahingestellt bleiben. Jedenfalls stellt
■ . f . ' r ’ -hl i inicn eine nach § 87 Abs. 1 Nr, 10 BetrVG zuläs- 

a < ■' ucg über Entlohnungsfragen dar. Diese ist daraufhin zu
nV-arprüfen, ob sie dem in § 7 5 BetrVG normierten Grundsatz der 

■ d, rv. 'u-'cJ.uung trägt.

• c/ i • ni;e hat in den Tatsacheninstanzen vorgetragen, die
■. . tC 0,—  DM sei vorgesehen gewesen als Ausgleich
1 n 'li.o mit dem Erwerb von S -Aktien zu einem Vor-

' n- rbundenen Vorteile von der Beklagten nicht mehr ge-
• 'lo'l 1 c - o  tonnten. Dabei sei davon ausgegangen worden, daß

•'i> ■: - 1:! e Arbeitnehmer betroffen waren, die in den Jahren
a a’ - i ' 1-r l?i'i Aktien erworben hatten. Nur bei diesen sei zu
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vermuten gewesen, daß sie den durch Einsatz von Eigenmitteln er­
worbenen Vorteil auch weiterhin genutzt hätten.

b) Das Landesarbeitsgericht hat hierzu mit Recht angenommen, 
daß diese Begründung der Beklagten keinen sachgerechten Grund für 
die vorgenommene Differenzierung abgibt. Richtig ist zwar, daß 
der behauptete geldwerte Vorteil nur denjenigen Mitarbeitern ent­
ging, die für das Jahr 1992 bereit waren, S -Aktien zu er­
werben. Die Annahme aber, der Vorteil entgehe nur denjenigen Mit­
arbeitern, die 1990 oder 1991 Aktien erworben hatten, ist eine 
Unterstellung, die durch sachliche Gründe nicht zu untermauern 
ist. Das Landesarbeitsgericht hat mit Recht darauf hingewiesen, 
daß völlig offen war, ob Mitarbeiter, die 1990 oder 1991 Aktien 
erworben hatten, von dieser Möglichkeit auch 1992 Gebrauch ge­
macht hätten, wie es umgekehrt denkbar war, daß Mitarbeiter 1992 
bei einem entsprechenden Angebot Aktien erworben hätten, die in 
den Jahren davor, aus welchen Gründen auch immer, keine Aktien 
gekauft hatten. Hinzukommt, daß auch die durch Nr. 6 der Richtli­
nien bedachte Gruppe der Arbeitnehmer unter sehr unterschiedli­
chen Voraussetzungen den Ausgleichsanspruch erwarb. Im Jahre 1990 
konnten zwei Aktien zu je 312,—  DM und 1991 zwei Aktien zu je 
322,-- DM erworben werden. Da die Richtlinie den Ausgleichsbetrag 
von 500,—  DM bereits bei dem Bezug nur einer Aktie in einem der 
Jahre vorsah, bewegte sich nach den vorgegebenen Anspruchsvoraus- 
setzungen der Einsatz der Mittel eines Mitarbeiters zwischen 
312,—  DM und 1.268,—  DM. Diejenigen Arbeitnehmer, die in den 
betreffenden Jahren keine Aktie erworben hatten, blieben damit 
nurum 312,—  DM hinter dem anspruchsbegründenden Mitteleinsatz

-  10 -

zurück.
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3. In der Revisionsinstanz hat die Beklagte eine ganz andere 
Begründung für die Differenzierung gegeben: Der Ausgleichsbetrag 
sei gewährt worden, um mögliche Nachteile für die Arbeitnehmer 
abzuwenden, die von dem Bezugsrecht in den Jahren 1990 und 1991 
Gebrauch gemacht hatten. Hierzu hat die Beklagte hingewiesen auf 
Nachteile, die sich aus Kursverlusten und dem möglichen Verlust 
von Steuervorteilen bei frühzeitiger Veräußerung ergeben könnten.

Ob sich aus dieser Begründung für die unterschiedliche Be­
handlung ergeben könnte, daß damit in Nr. 6 der Richtlinien eine 

rhgerechte Differenzierung vorgenommen wurde, kann dahinge- 
■ *.IIt bleiben. Denn insoweit liegt ein neues Vorbringen der Be­

klagten vor, das in der Revisionsinstanz nicht berücksichtigt 
aerden kann (§ 561 Abs. 1 ZPO).

4. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht die Beklagte auch ver­
urteilt , die AusgleichsZahlung zu gewähren. Es entspricht stän-
• 'qur Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, daß bei einer Be­
uch teiligung von Arbeitnehmern wegen Verletzung des Gleichbe- 

bandlungsgrundsatzes, den benachteiligten Arbeitnehmern der An­
spruch zuzuerkennen ist, der ihnen durch die durch sachliche 
Gründe nicht gerechtfertigte Regelung vorenthalten wurde (vgl. 
ucG Urteil vom 11. September 1974 - 5 AZR 567/73 - AP Nr. 39 zu 
§ 242 BGB Gleichbehandlung; BAGE 33, 57 = AP Nr. 44 zu § 242 BGB
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Gleichbehandlung; BAGE 45, 86 = AP Nr. 68 zu § 242 BGB Gleichbe­
handlung) .

Dr. Thomas
BengsWerner

Dr. Gehring Dr. Reinecke

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Urteil


